


müssen auch alle Bürger sein. Mogadischu kann eine Wendung 
im Kampf gegen die Seuche des Terrorismus bedeuten, aber nur 
dann, wenn die Geschl,ossenheit aller Demokraten feststeht. Par­
teiegoismus ist fehl am Platze! 
Wir alle wissen , daß an den Händen der Terroristen Blut klebt, 
Blut von unschuldigen Menschen. Die „Gehirnzentrale" in Stamm-

. heim ist erloschen. Die anti-deutschen Terroranschläge gegen 
deutsches Eigentum im Ausland beweisen, wie der Terroristen­
anwalt Croissant - in ihrer Sprache auch „Propagandaminister" · 
geriannt - Vorkehrungen getroffen hat, mit lügenhaften Ver­
drehungen unsere Demokratie als einen faschistischen Staat er­
scheinen zu lassen. Sein Idol muß Goebbels gewesen sein. 
Diesen lügenhaften Verdrehungen ist entgegenzusetzen, daß wir 
keinen unsozialen Unrechtstaat, keine Unfreiheit, keine ls•olie­
rungs- oder Folterhaft, keine Konzentrationslager, keine Zwangs­
arbeit und keine Todesstrafe haben, es wird auch kein Anders­
denkender „auf der Flucht erschossen" . Und wenn Komsomolzen 
die Faust erheben, genau wie die Terroristen, dann stehen sie 
auf der gleichen Linie. 
Die im Bundestag vertretenen Parteien haben alle Demokraten 
zur Solidarität 'im Kampf gegen den Terrorismus aufgerufen. 
Wenn der Terrorismus und seine Helfershelfer unseren Staat 
herausfordern, ist auch das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold 
herausgefordert! Das Reichsbanner hat seiner Bereitschaft Aus­
druck gegeben, mitzuhelfen, den Weg unserer Demokratie freizu­
halten. Man sollte darum 1n Bonn seine Haltung zum Reichs­
banner grundsätzlich revidieren! Der Ruf nach dem Reichsbanner 
aus der Bevölkerung ist nicht ungehört geblieben; will man die­
sen Ruf in Parteikreisen nicht vernehmen? 
Der Kampf gegen den Terrorismus ist eine gemeinsame Sache 
aller Demokraten. Diese Sache geht auch uns an, uns aktive 
Demokraten im Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold! Unsere Mei­
nung ist: wer heute noch angesichts der terroristischen Heraus­
forderung weiterhin Vorurteile gegen das Reichsbanner hat, dem 
ist nicht zu helfen. Wer aber meint, das Reichsbanner im Kampf 
gegen den Terrorismus ablehnen zu müssen und sofort in Ab­
wehrstellung geht, wenn er nur den Namen „Reichsbanner" . 
hört, muß ein sehr schlechtes Gewissen haben. Diese Zeitge­
nossen sind keine besseren Demokraten, sie handeln motivlos! 
Sie haben vergessen, daß das Reichsbanner in der Weimarer 
Republik die schwarz-rot-goldenen Farben bis in den letzten 
Winkel des Deutschen Reiches getragen hat, trotz des damaligen 
Terrors. 
Wer aber meint, den Mitgliedern seiner Partei den Weg zum 
R~ichsbanner versperren zu müssen, wer die Existenz des 
Reichsbanners ignoriert, der. kann sich getrost auf die Seite 
derer stellen, die immer schon dem Kampf ausgewichen sind 
und sich verkrochen haben, wenn es galt, in Einigkeit für Recht 
und Freiheit einzustehen. Den erinnern wir auch daran, daß beim 
Aufbau unserer Republik die Mitglieder des Reichsbanners nicht 
abseits gestanden haben. Als andere noch in den Mause­
lpchern hockten, haben sie ehrenvoll für die Republik und für 

·unsere Freiheit gekämpft und gelitten, damit Generationen in 
Frieden leben sollten. 
Die Parteigremien sollten auch daran denken, daß die Mitglieder 
des Reichsbanners und ihre Angehörigen ein gewisses Wähler­
potential darstellen, was sich leicht zu Ungunsten derer auswir­
ken könnte, die zum Kreis der Ablehnenden gehören. 
Gewiß mag manchem Kameraden das Schmunzeln gekommen 
sein, als er in den Nachrichten von „Experten der inneren 
Sicherheit" hörte. Experte sein heißt Sachverstand haben. 
Räumt dem Reichsbanner den ihm zukommenden Platz ein, denn 
dieser „ Sachverstand" steht den alten Reichsbannerleuten auf 
Grund ihrer Erfahrung in hohem Maße zur Verfügung. Warum 
sträubt man sich gegen ihre Mitwirkung auf dem Gebiete der 
inneren Sicherheit? 

Versäumte Gelegenheiten 
Eine Nachlese zur .Schleyer-Tragödie 
von Dr. Karl Kindermann. 

Milli•onen Menschen in der Bundesrepublik, in Europa und Ober­
see verfolgten in den Monaten September und Oktober die Ent­
wicklung im Geiseldrama Schleyer. Noch sind manche wichtige 
Fragen ungeklärt, deren Klarstellung dringend nötig erscheint. 

Die Bundesregierung tat recht daran, in einer Dokumentation 
wenigstens eine gewisse Information darzubieten, · deren Ab­
sicht es ist, für ihr Verhalten ein moralisches Alibi zu erbringen. 
Sie hatte von Anfang an drei Ziele im Krisenstab aufgestellt: 
Die Befreiung des Verschleppten, die Verhaftung der Täter und 
die Nichtauslieferung der elf Häftlinge. Die beiden ersten Prin­
zipien sind so selbstverständlich , daß man über sie kein Wort 
verl ieren.muß. 
Die Rettung freilich wäre nur möglich gewesen, wenn es ent­
weder gelungen wäre, das Versteck aufzufinden, in der der Un­
glückliche gefangen gehalten wurde, oder wenn man den For­
derungen der Entführer nachgekommen wäre. Man kann es ver­
stehen, daß in der Dokumentation die Konsultationen der Bun­
desregierung mit befreundeten Mächten nicht behandelt werden. 
Es ist aber nicht schwer zu erraten, daß diese ausländischen 
Regieru ngschefs den Kanzler zur Festigkeit gegenüber den Ent­
führern ermuntert haben. Ferner erfährt man kein Wort darüber, 
ob überhaupt im Krisenstab in den ersten fünf Wochen der Ge­
fangenschaft andere Erwägungen zur Rettung Schleyers vorge­
bracht wurden. Daß schließlich über die Fahndungsmethoden 
nicht gesagt wird, ist ganz natürlich. 
Leider sind im September und Oktober sehr schwere Fehler 
begangen worden, über die man nicht schweigen kann. Ich er­
innere daran, daß die Passagiere und die Besatzung der Luft­
hansa-Maschine durch eine List gerettet wurden, auf welche die 
Entführer hereinfielen. Das Gleiche wäre im Fall Schleyer, wenn 
auch unter ganz anderen Voraussetzungen, durchaus möglich 
gewesen! Es war eben ein verhängnisvoller Irrtum, wenn man 
annahm, daß nur die terroristenfreundlichen Länder des Nahen 
Ostens und das kommunistische Vietnam als Aufnahmestellen 
für die elf in Frage kamen. Diese Länder stehen alle unter sehr 
starkem, kommunistischen Einfluß. Für die Kommunisten aber war 
Schleyer ein Repräsentant des Großkapitals. An seiner Rettung 
bestand daher nicht das geringste Interesse. Und die elf Häft­
linge erfreuten sich weder im kommunistischen Lager noch bei 
den Palästinensern eines besonderen Ansehens. Ja, wären es die 
Japaner gewesen, dann hätte die Sache anders ausgesehen. Die 
Entscheidung über Leben und Tod des Verschleppten traf nicht 
etwa die Bundesregierung, sondern das Terroristenkommando. 
Dieses hatte sich erst in jüngster Zeit, wahrscheinlich über Paris, 
zu einer gemeinsamen Aktion von Deutschen und Palästinensern 
zusammengetan, wie die Tafel bewies, die Schleyer in der Ge­
fangenschaft zeigte. Der Tod der palästinensischen Terroristen 
in Somalia und der Selbstmord der drei Stammheimer waren für 
die Ermordung Schleyers ausschlaggebend. - Damit ist aber das 
Problem Schleyer keineswegs beendet. Verschiedene Politiker 
hatten immer wieder die Bevölkerung zur Mithilfe aufgefordert, 
aber leider wurden selbst sehr wichtige Informationen von eini­
gen Stellen überhaupt nicht zur Kenntnis genommen! So war 
es bereits seit Anfang Oktober bekannt, daß das Gebiet zwi­
schen Frankreich und der Schweiz, also das Elsaß, als eine Basis 
der Schleyer-Entführer zu gelten hatte. Ein · dringender Appell 
an den ehemaligen Stuttgarter Justizminister Dr. Sender wurde 
von diesem erst nach 1 ½ Wochen mit dem Hinweis beantwortet, 
er sei für den Terror nicht zuständig und habe daher den Brief 
mit der Bitte um sofortige Anhörung an das Innenministerium 
weitergegeben. Dieses reagierte überhaupt nicht darauf! Hier 
,liegt ein schweres Versäumnis vor, das durch nichts zu ent­
schuldigen ist! 
'Aber die Dinge sind noch viel haarsträubender! Der Inhaber 
einer Tankstelle in Lahr/Schwarzwald machte im September merk­
würdige Beobachtungen, die darauf schließen ließen, daß Ver­
dächtige bei ·ihm tankten. Vergebens wandte er sich nach Frei­
burg/Br. und bat um Einschaltung des Verfassungsschutzes. Die­
sem Ersuchen wu r<:le nicht stattgegeben; ja man bezeichnete den 
sehr angesehenen Mann als einen Phantasten! Anfang Oktober 
hielt wieder ein verdächtiges Auto an der Tankstelle. Einige 
Leute stiegen aus, setzten sich auf eine Bank und erkundigten 
sich nach ein.er Postannahmestelle. Man wollte ein Päckchen 
aufgeben ... Der~;Tankstelleninhaber warf einen Blick in den Wagen 
und war sehr betroffen. Die jungen Leute fragten, ob denn jetzt 
auch die Tankstellen auf Terroristen beobachtet würden. Schließ­
lich kam der Mann, welcher das Päckchen aufgegeben hatte, zu­
rück und sagte in süddeutschem Akzent: ,,Das war gar nicht 
leicht, das Päckchen aufzugeben". Die Leute begaben sich wieder 
in das Auto, man fuhr in Richtung Basel oder zur nahen elsäs­
sischen Grenze Nonnenweiler - Kappelweiler. 
Der Tankstelleninhaber hatte aber Verdacht geschöpft und be­
nachrichtigte die Polizei, die das Päckchen beschlagnahmte. 
Nach Auskunft der Beamten stammte es von den Entführern 1 
Wieder wurde versucht, eine höhere Stelle in Baden-Württem­
berg auf diese Vorgänge aufmerksam zu machen. Alle Bemühun­
gen waren vergebens! Allem Anschein nach wurde das Bundes-



kriminalamt trotz dringender Bitte nicht unterrichtet, denn es darf 
als sicher gelten, daß Wiesbaden sofort entsprechende Schritte 
unternommen hätte! 
Man hat es den Terroristen so leicht wie nur möglich gemacht. 
Die Reaktion bleibt nicht aus: Schon haben die Beobachter er­
klärt, daß sie künftig selbst bei wichtigen Anlässen lieber 
schweigen werden als den völlig versagenden Stellen eine Mit­
teilung zu machen. Das ist zwar nicht richtig, aber psychologisch 
verständli.ch. 
Wir sind eine Paragraphendemokratie geworden, in der der Para­
graph und die Zuständigkeit wichtiger sind als die Fahndung 
und die Sicherheit. Wenn das so weitergeht, kann man sich auf 
manches gefaßt machen. Es genügt eben nicht, wenn Politiker 
nur über Demokratie und Rechtsstaat · reden und für den Kampf 
gegen den Terrorismus nichts leisten können. Sie sollten entwe-
der schweigen oder handeln, aber nicht reden! • 

Amnesty International 
und die DDR 
von Willi Beuk, Hamburg 

Amnesty International, der Friedensnobelpreisträger des Jahres 
1977, hat über die „DDR" ein niederschmetterndes Urteil gefällt. 
In einer 13 Seiten umfassenden Untersuchung kommt die Getan- 1 

genen-Hilfsorganisation - ihre Zentrale ist London - zu dem 
Schluß: Das SED-Regime in Ost-Berlin tritt die Menschenrechte 
mit Füßen. Bis 1976 haben 10 000 bis 20 000 Bürger der „DDR" 
um Ausreisegenehmigung nachgesucht. Amnesty nannte u. a. die 
gravierendsten Verstöße Ost-Berlins gegen die Menschenrechte: 
SED-Gegner aus politischen, religiösen und kulturellen Motiven 
werden in der „DDR" nicht geduldet. Presse und andere Medien 
unterliegen • der strikten Zensur, eine schwerbewachte Grenze 
zur Bundesrepublik einschließlich der 1961 errichteten Mauer. 
Harte Restriktionen in der Bewegungs-, Meinungs- und Versamm­
lungsfreiheit. Die „DDR" macht schon die Vorbereitung zum Ver­
lassen des Landes zum strafbaren Tatbestand. 
Insbesondere prangert die Gefangenen-Hilfsorganisation die An­
wendung der Strafprozeßordnung durch die „DDR"-Organe an. 
Nach § 103 der DDR-StPO dürfe die Untersuchungshaft nicht 
l?nger als drei Monate dauern. Diese Bestimmung wird in der 
Regel mißachtet. Angeklagten wird in der Praxis ein Pflichtver­
teidiger zugewiesen. Dieser trete jedoch als Erfüllungsgehilfe der 
Anklage auf. In politischen Fällen drängt er den Beschuldigten, 
sich schuldig zu bekennen. 
Wer in der „DDR" aus politischen Gründen verurteilt wird, habe 
kaum die Möglichkeit einer Berufung. Im Gegensatz dazu führt 
eine Beschwerde des Staatsanwalts, ein Urteil sei zu milde, nor­
malerweise zu einer Revision. Gegen das Revisionsurteil kann 
der Häftling keinen Einspruch einlegen. 
In den ersten 16 Jahren seit der Gründung des SED-Regimes 
seien im Schnitt 1700 politische Urteile jedes Jahr verkündet 
worden. Die Zahl der geschätzten politischen Häftlinge sind mit 
mehreren Tausend angegeben. Die „DDR" bestreitet den Tatbe­
stand der politischen Haft; wie soll man sie auch zugeben. In 
Ost-Berlin werden politisch Inhaftierte als Kriminelle betrachtet, 
die zusammen mit gewöhnlichen Verbrechern eingesperrt wer­
den. Als Vertrauenspersonen in den Gefängnissen läßt die „DDR" 
Kriminelle auswählen. Die Strafgefangenen werden angehalten, 
einander zu bespitzeln. Der Lohn ist niedrig. Wer sein Soll nicht 
erfüllt, wird zusätzlich bestraft. Maßnahmen zur Verhütung von 
Arbeitsunfällen und ärztlicher Versorgung sind · unzureichend. Für 
eine Reihe politischer und militärischer Straftaten wird immer 
noch die Todesstrafe verhängt. Die Zahl der Hinrichtungen be­
läuft sich pro Jahr bis auf zehn. 
Kritisch äußerte sich die Hilfsorganisation zur Praxis der Bun­
desregierung, DDR-Häftlinge freizukaufen. Dieser Häftlingskauf 
sei moralisch zweifelhaft. Außerdem sei es auf keinen Fall sicher, 
daß alle auf diesem Wege freigegebenen Häftlinge echte poli­
tische Gefangene seien. 
Einmal im Monat öffnen sich in der „DDR" für 80 bis 90 Häft­
linge die Gefängnistore. Sie sind die „Freigekauften", für die 
Bonn zahlt und für die Ost-Berlin kassiert. Der SED ist jedes · 
Mittel recht, um an die begehrte West-Mark heranzukommen. 

Die „DDR" diktiert die Preise. Für einen Arbeiter, der seine Re­
gimegegnerschaft mit Haft bezahlen mußte, verlangt Ost-Berlin 
in der Regel 30 000 DM, für einen verurteilten Lehrer muß Bonn 
noch 20 000 DM drauflegen. Ein Arzt kostet 120 000 DM. 
Die Gefangenen-Hilfsorganisation Amnesty International hat jetzt 
diesen sicherlich fragwürdigen Aspekt des „innerdeutschen 
Handelns" als moralisch dubios bezeichnet. Man könne diese 
Praxis 9er Bundesregierung <;laher nicht unterstützen. - Wie 
weit geht unsere Meinung in den Reichsbannerkreisen? Die 
„Freigekauften" teilen die Meinung der A. 1. sicherlich nicht. Für 
sie 'ist jeder Tag vorzeitiger Haftentlassung dank der Bonner 
Bundeskasse nicht mit Gold aufzuwiegen. Sie sehen in den Mil­
lionen West-Mark, die die „DDR" für ihren Menschenhandel ein­
streicht, einen Akt der Menschlichkeit. Nicht die Bundesrepublik 
handelt moralisch anfechtbar, sondern Ost-Berlin, das Geld für 
Menschen nimmt, um für dieses Geld vielleicht Stacheldraht in 
Schweden für die Zonengrenze zu kaufen. 
Es liegt in der Natur von Diktaturen, Menschen als Objekte zu 
behandeln, auch dann, wenn sie sich als Wahrer des wirklichen 
Humanismus weltweit anpreisen. Schon das NS-Regime hat über 
das Tauschobjekt Juden gegen Lastkraftwagen verhandelt. Ost­
Berlin verkauft Inhaftierte an die Bundesrepublik. Autoritäre Re­
gime kennen keine Moral. Ob Ost-Berlin einen dort inhaftierten 
Gefangenen gegen einen inhaftierten Kommunisten der Bundes­
republik auf Tauschhandel entläßt? Sie reisen doch für die 
,,DDR" und ihre Errungenschaften. Die politischen „DDR"-Ge­
fangenen kennen diese Errungenschaften: Heucheleien, Verdum­
mungen und Zwangsarbeit. Sie wissen, daß die Privilegierten 
alles haben und satt sind; nur das Volk muß zusehen, und man­
cher politische Gefangene hat seinen Mund nicht halten können, 
weil im SED-Staat der kommunistische Kapitalismus vorherrscht. 
Und dies alles im 60. Jahre der Sowjetunion, des sogenannten 
Mutterlandes des Kommunismus. Lenin müßte sich im Grabe 
umdrehen! - Die Kommunisten haben nicht das gehalten, was 
sie dem Volk 1917 versprochen haben: mehr Freiheit, Wohlstand 
und Gerechtigkeit. Die SED schon lange nicht. 

Terror unterschätzt! 
Von Willi Beuk, Hamburg 

1 

Der Anschlag auf den Präsidenten der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände, Hanns-Martin Schleyer zeigt die 
grausame Steigerung des Terrorismus in der Bundesrepublik. Es 
findet eine schreckliche Eskalation der Gewalt und der Erpressung 
statt. 
Drenkmann, Lorenz, Buback, Ponto, Schleyer und deren Beglei­
ter, die Opfer des Verbrechens wurden, das sind die Meilensteine 
auf diesem furchtbarene Weg. Es hat keinen Zweck, sich etwas 
vorzumachen: die Sicherheitsorgane unseres Staates sind gegen­
wärtig machtlos und der Lage nicht mehr gewachsen. Es gibt 
keine Fahndungsergebnisse, keine Verhaftungen und keinen aus­
reichenden Schutz der Bedrohten. Die innere Sicherheit ist fak­
tisch demontiert. 
Man sagt, die Verantwortung für diese Entwicklung tragen wir alle. 
Irrtum! Man will sich nur freisprechen von seinem Nichtkönnen 
und von seiner Ohnmacht. 
Wir Mitglieder des Reichsbanners haben diese Entwicklung vor­
ausgesehen! Unsere Mahnungen, den Terrorismus nicht zu unter­
schätzen, sind zum Teil verharmlost worden. Aus Banden machte 
man Gruppen, aus Gruppen harmlose Grüppchen irregeleiteter 
Fanatiker. 
Es war ein Verhängnis, aus einer humanen Demokratie keine 
wehrhafte Demokratie zu machen. Man berief Krisenstäbe ein, 
die wenig ,ausrichten können, weil die Voraussetzung der Taktik 
und der Lögistik fehlt. Bei vielen dringenden politischen Proble­
men ist es leider so, daß wir eine Koalition der Redenden und 
nicht der Handelnden haben. So fragen wir: braucht unser Staat 
immer noch keine Schutzformation wie das Reichsbariner Schwarz­
Rot-Gold? Wir fragen dies den SPD-Parteivorsftzenden Willy 
Brandt: Wann kommt die Einsicht, daß die Parteimitglieder endlich 
grünes Licht zum Reichsbanner erhalten? Die Parteimitglieder . 
warten darauf, denn sie sind, wie wir, Demokraten und gewillt, 
Staat und Verfassung zu verteidigen. - Oder man hat in Bonn 
übersehen, daß eine Handvoll Terroristen unseren Staat in die 
Knie zwingen will? Hat man nicht erkannt, daß es das Ziel der 
Terroristen ist, Unruhe im Volk zu schüren, um es leichter in die 
Hände einer totalitären Macht spielen zu können. 



Wir haben schon im Fall Ponto vorgesch lagen, die Sicherheits­
organe, also Polizei , Verfassungsschutz und Justiz zu verstärken 
und ihnen größere Vollmachten zu geben. Wir haben unsere Mit­
hilfe angeboten. Dabei braucht man den Rechtsstaat, den wir 
gemeinsam sichern wol len , überhaupt nicht zu beeinträchtigen. 
Wir kommen an Weimar nicht vorbei. Das Vorfeld ist durch die 
Terroristen bereits zum Schußfeld geworden. 
In der Geschichte gibt es Punkte, wo sich die Vergangenheit in 
der Gegenwart wiederholt. Gerade diejenigen, die ausgerechnet 
-uns Reichsbannerleute lehren wollen , aus der Geschichte zu ler­
nen, haben es bitter nötig , sich der Geschichte zu erinnern. Wir 
Gebrannten brauchen keine Belehrungen. 

Aus den Landesverbänden 
und Ortsvereinen 
Landesverband Hamburg/Schleswig-Holstein/ 
Nordniedersachsen 

Zum Gedenken der durch die Terroristen ermordeten Opfer fand 
in Hamburg am 24. Oktober ein Schweigemarsch statt. Etwa 6000 
·Hamburger nahmen teil . - Aus innerer Verpflichtung heraus 
haben auch die Mitglieder des Reichsbannners mit ihrer tradi­
tionswürdigen Reichsbannerfahne am Schweigemarsch teilge­
nommen. Als d ie Fahne auf dem Rathausmarkt ent rollt und zum 
Marsch durch die Innenstadt gesetzt wo rden war, ging ein Rau­
nen durch die Massen. Von allen Seiten Begeisterung, von allen 
Seiten Zustimmung, Befriedigung darüber, daß Bürger und Staat 
nicht allein stehen im Kampf gegen den Terrorismus, daß sie 
im Reichsbanner wieder eine Stütze haben . . 
Auch die andere Seite, die uns ablehnt, wird erkannt haben, 
daß der Ruf nach dem Reichsbanner nicht ungehört geblieben 
ist. Die versammelte Jugend wurde an Ort und Stelle auf Be­
fragen über das Re ichsbanner aufgeklärt. Ein Jugendlicher rief 
aus: ,,Unsere Republik braucht das Reichsbanner! " Ein Student 
sagte treffend : ,, Ich kenne die Geschichte des Reichsbanners. 
Ohne ein Reichsbanner kann der Kampf gegen den Terrorismus 
nicht gewonnen werden. Die SPD wird es ohne Reichsbanner 
nicht schaffen , sie versagte schon 1933, sie wird wieder ver­
sagen. " 
Viele ehemalige Kameraden versammel ten sich um unsere akti­
ven Mitglieder. Sie zeigten ihren Unmut, daß man in SPD-Krei­
sen das Reichsbanner verschweigt. Einige meinten, daß man 
das Reichsbanner verschaukelt hätte, einige zerrissen ihre Par­
teimitgliedsbücher, andere marschierten mit uns. Oft sah man am 
Straßenrand Männer stehen , die ihre Kopfbedeckung abnahmen 
und so der Reichsbannerfahne ihren Gruß entboten. 
Als der Schwe igemarsch durch die Mönckebergstraße zog, ver­
suchten einige Kommunisten Störakt ionen vorzunehmen. Sie 
wurden handfest zum Schweigen gebracht. Fazit: Neue Freunde, 
neue Mitglieder. 

Willi Beuk, Landesgeschäftsführer 

Ortsverein Frankfurt am Main 

Am Volkstrauertag, 13. November 1977, hat der Ortsverein zu­
sammen mit dem Bundesvorstand seiner von den Nazis ermor­
meten Kameraden in Form einer feierlichen Kranzniederlegung 
am Ehrenmal auf dem Frankfurter Hauptfriedhof gedacht. 
Der Bundesvorsitzende Kamerad Georg Prinz fand zu Herzen 
gehende Worte des Gedenkens und knüpfte daran die Mahnung, 
in Anbetracht der Terrorwelle, die über Deutschland hinweggeht, 
noch fester als bisher zusammenzustehen im Kampf für Freiheit 
und Demokratie. 
An der Feier nahm auch der Frankfurter Bürgermeister Martin 
Berg teil, der im Auftrage des Magistrats ein Blumengebinde am 
Graq unserer von den Nazis am 27. April 1929 erstochenen Ka­
meraden Heinrich Koch und Heinrich Schmidt niederlegte. 

• HeiDi 

Die am 29. Oktober ·1977 veranstaltete Mitgliederversammlung 
hatte einen guten Besuch aufzuweisen. Nach der Begrüßung durch 
den Ortsvereinsvorsitzenden Heinrich Ditter referierte Kam. Georg 
Prinz über d ie aktuelle politische Situation, wobei er insbeson­
dere auf die jüngste Entwickl ung in der Terroristen-Szene ein­
ging. Er erinnerte an die Verpflichtung jedes Reichsbannerkame­
raden - wie jedes aktiven Demokraten - überall und bei jeder 
Gelegenheit aufklärend zu wirken. Er forderte, daß in einem 

Rechtsstaat die Gesetze zum Schutz gegen den Terror mit aller 
Strenge durchgeführt werden müssen. • 
Nach sehr eingehender Debatte wurde beschlossen , an Bundes­
kanzler Helmut Schmidt und an den Bundesminister für Verteidi­
gung Georg Leber folgende Entschließungen telegraphisch zu 
übermitteln: 

Bundeskanzler Schmidt. 

„ Wir beglückwünschen Sie ~u dem Erfolg der Maßnahmen 
gegen die Terroristen und danken Ihnen für Ihr Handeln. 

Bundesminister Leber. 

Wir danken für die entschlossenen Maßnahmen gegen die 
Offiziere, die an der Bundeswehrhochschule die Ehre der 
Bundeswehr beschmutzt haben . 

Wir gratulieren ... 

Kamerad Oskar B e et z zum 60. Geburtstag 
am 7. Oktober 1977. 

Kamerad Friedrich E r k er zum 80. Geburtstag 
am 22: Oktober 1977. 

Kamerad Franz Z s c h ä b i t z zum 65. Geburtstag 
am 25. Dezember 1977. 

Voranzeige: 

Die Jahresversammlung des Ortsvereins Frankfurt am Main 
findet am Samstag, dem 25. Februar 1978, um 15.00 Uhr, in der 
Sportgaststätte „Westend " , Sondershausen-Straße 7/9 statt. 
Wir bitten, den Termin vorzumerken. 
Die Tagesordnung wird noch bekanntgegeben. 
Das Tagungslokal ist zu erreichen mit den Straßenbahnlinien 
10, 12 und 14, Haltestelle Wickerer Straße. 

Aufruf 
Erst wenn jeder Angehörige des Reichsbanners und jeder un­
seren Staat bejahende Bundesbürger seinen staatsbürgerlichen 
Pflichten nachkommt, indem er sich persönlich verantwortlich 
weiß im Kampf gegen verfassungsfeindliche Umtriebe, wird auch 
der letzte Terrorist mit seinen Helfershelfern nicht entkommen 
und der Bestrafung nicht entgehen können. 
So wie das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold die Fahne des 
:Reiches auch im kleinsten Ort der Weimarer Republik aufge­
pflanzt hat, ist es jetzt gerufen, den Aufbau einer engmaschigen 
Beobachtung in die Hand zu nehmen und organisatorisch durch­
zuführen. 
Jeder aktive Demokrat kann damit seine Aktivität unter Beweis 
!S_tellen und sollte sich - unabhängig von Partei- oder Reichs­
banner-Mitgliedschaft beim nächsten Ortsverein, Landesverband 
oder bei der Bundesgeschäftsstelle des Reichsbanners melden. 

Siegfried Keiling 

~~~~*~~~V*V*SJl*~~~~~~V*V*V* 

; 5 
i Statt Karten • f 
)~ f _ Die Union .Oeutscher Wider$tandskämpfer- und .

1 Verfolgle1n-Verbände e. V. f 
) wünscht allen Kameradinnen, Kameraden j 
i und F.reunden f 
@ 1 
j . ein frohes Weihnachtsfest f 
) und ein glückliches neues Jahr! f 
' f @ Union Deutscher Widerstandskämpfer f 
j und Verfolgtenverbände e. V. 1 

i f 
~~~~~'i1!&~~~114~~~'i1!&~~~~ 



~V*V*~V*V*~V'kV'k~*V*V*V*V*V*V*V*V*V*~V*V*V*V*~W*'6 

! Der Bundesvorstand 1 5 des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold, Bund aktiver Demokraten e. V. f 
§ wünscht allen Kame~liden J 
; ein glückliches neues iahr . l 
i Prinz König Horeni f 
i Bundesvorsitzender stellv. Bundesvorsitzender • stellv. Bundesvorsitzende 1 
§ § 
~~~~~~1vtft~1vtft~Jfft~~~~~1vtft~~1vt~.W&~~~~~~~ 

M*V*V*V*V*V*V*V*V*V*~*!JJ.l\illl*~~!JJ.l\illl*V*V*V*V*V*M*V*V*V*V*V*V*-. 

1 'Der Orl111erein iranklurl am main · i 
i des Reidrsbanne,s Sdrwa,i-Rol-gotd, ßund aklifler 'Demokralen e. 11. f 
5 wünscht allen Kameradinnen, Kameraden und Freunden 1 
i ein glückliches neues iahr i 
j i. A.: Heinrich Ditter, Ortsvereins-Vorsitzender * 
! 1 
~1v4iW~1v4iW~1vt~~1vt~~1vt~~1vt~~~1v4iW~1v4iW~1vtA1vt~~1vt@~1v4iW~1v4ifii'~1vt~~1vt~~1vt~~1vt~~1vt~~1vt~~1v4iW~1vtA1vt~~1vt~~1vtA1vt~~1vt~ 

~*!JJ.l\~*~!JJ.l\illl*V*!JJ.l\~*~~~~*~~*!JJ.l\~*!JJ.l\~*!JJ.l\~*!JJ.l\~~ 

; f 
t Allen Kameraden und ihr,en Angehörigen, wie i i auch allen Freunden und Gönnern des Reichs- ~ 
J banners Schwarz-Rot-Gold unsere besten ) 

~ ' ;ill' ~ 

S JOeiknadtts- l 

' ' j ~nJ fltlujalus,tüßtl f 
~ i ! Wir danken allen, die uns ihr Vertrauen ent- C 
) geg,engebracht haben. ,, f~ 
~ -
J Auch für das Jahr 1978 wird es heißen: :r.-

j · Aktiv weitermachen! f 
' ~ f Der Landesverband Hamburg-Schleswig/ ) 
) Holstein-Nordniedersachsen i 
j Helmut Fölsch, Landesvorsitzender f 
j Kurt Clasen, Landesehrenvorsitzender ( 

~ Willi Beuk, Landesgeschäftsführer i 
) Anneliese Haubach, Bundesehrenmitglied ) 

1 . 1 
~1v4iW~1v4iW~~~~1vt~~1vt~~~1vtA1v4iW~1v4iW~1vt~~~ 

~!JJ.l\illl*V*!JJ.l\~*~~*!JJ.l\~*!JJ.l\illl*~!JJ.l\~*V*!JJ.l\illl*~illl*!JJ.l\~*~ 

S Allen Kameraden des Reichsbanners und des f 
j Freiheitsbundes wünschen wir f 
~ f ~ ein frohes und gesundes Weihnachtsfest 
@ t und ein erfolgreiches und glückliches f 
@ neues Jahr. ? 

S 5 FREIHEITSBUND BERLIN E. V. t 
j · Der Landesvor~tand i 
~ f ~ F. Meyer, R. Beck, E. Köppen, 
@ 
~ R. Brückner f 
i i 
1vt~~1vt~~1vt~~1v4iW~1vt@~1v4iW~1vt~1vt~~1v4iW~1v4iW~1v4ifii'~1vtft1vt~~~ 
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